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Alle in der Satzung personenbezogenen Funktionen gelten in der weiblichen und männlichen Form. 



Satzung§ 1Name, Sitz, Rechtsform1. Der Verein führt den Namen Kleingärtnerverein Kiel-Hassee e. V. von 1922. Er hatseinen Sitz im Krummbogen 45a - 24113 Kiel und umfasst den Gemeindebereichvon Kiel.2. Er ist in das Vereinsregister des Amtsgerichtes Kiel unter der Nr. VR 1666 eingetra-gen und ist gemeinnützig im Sinne des Vereins- und Kleingartenrechts.§ 2Zweck, Aufgaben und Ziele des VereinsDer Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne desAbschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke” der Abgabenordnung, insbesondere durch die För-derung der Naturverbundenheit, sowie der körperlichen und geistigen Entspannung. DerVerein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke.Denn Zweck des Vereins sollen vor allem dienen:1. die Förderung des Kleingartenwesens im Sinne des Bundeskleingartengesetzes inder jeweils gültigen Fassung, die Gestaltung von Freizeit und Erholung durch klein-gärtnerische  Betätigung  sowie  umweltfreundliche Gestaltung von Wohngebieten;2. Landanzupachten und an seine Mitglieder zur kleingärtnerischen Nutzung weiter zuverpachten, sowie diesen Besitz rechtlich zu sichern;3. die Förderung von Kleingartenanlagen in Grünzonen, sowie in Zuordnung zu Wohn-gebieten und ihre Ausrichtung auf die Bedürfnisse der Allgemeinheit;4. die Heranführung der Jugend zur Naturverbundenheit;5. die  Zusammenfassung  aller  Kleingärtner  unter  Ausschluss  aller  parteipolitischerund konfessioneller Ziele;6. durch Fachberatung und gegenseitige Hilfe seine Mitglieder befähigen, in geordne-ter, rationeller Arbeitsweise Qualitätserzeugnisse für den eigenen Bedarf zu erzie-len;7. in Gemeinschaftsarbeit die Gesamtanlagen nach Gesichtspunkten der gartenbauli-chen  Zweckmäßigkeit  und  Schönheit  zu  gestalten.  Nach  Möglichkeit  Gemein-schaftseinrichtungen zu schaffen, die geeignet sind, die Kleingartenanlagen zur Er-holungs- und Gesundungsstätte zu machen;8. den  Mitgliedern  im  Rahmen  des  Möglichen  einschlägig  Rechtsberatung  undRechtshilfe zu gewähren oder in grundsätzlichen Fragen durch eine übergeordneteOrganisation gewähren zu lassen; 2



9. für den Gedanken des nicht gewerblichen Gartenbaues durch Wort und Schrift inder Öffentlichkeit zu werben.Das Ziel des Vereins ist, in enger Zusammenarbeit mit den örtlichen Kommunalbehördenund dem zuständigen Amt der  Landesverwaltung (z.Z.  Amt für  Land- und Wasserwirt-schaft), in die Ortsplanung (Flächennutzungs- und Bebauungspläne) eingefügte, pachtmä-ßig gesicherte Dauerkleingartenanlage zu schaffen.Die Mittel des Vereins dürfen nur für satzungsgemäße Zwecke verwendet werden. Die Mit-glieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins.Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck der Körperschaft fremd sind, oderdurch unverhältnismäßige hohe Vergütung begünstigt werden.§ 3Erwerb der Mitgliedschaft1. Die Mitgliedschaft des Vereins kann jede natürliche geschäftsfähige Person erwer-ben, die in seinem Bereich Wohnrecht genießt und gewillt ist, einen Garten nicht zuErwerbszwecken zu bewirtschaften.2. Die Anmeldung zur Mitgliedschaft soll durch schriftliche Beitrittserklärung erfolgen.Über die Aufnahme von Mitgliedern entscheidet  der Vorstand. Bei Aufnahme er-kennt das Mitglied durch seine Unterschrift die Verbindlichkeit der Vereinssatzungmit Ausschlussordnung und Geschäftsordnung an. Es verpflichtet sich außerdem,die Beschlüsse der Vereinsorgane zu befolgen, mit dem Kleingartenverein einenUnterpachtvertrag abzuschließen und die Gartenordnung als Bestandteil des Unter-pachtvertrages durch Unterschrift als verbindlich anzuerkennen.3. Der Abschluss eines Pachtvertrages verpflichtet das Mitglied als Pächter an der an-lageneigenen Wasserversorgung teilzunehmen.4. Bei  Abschluss eines Pachtvertrages ist  eine Laubenversicherung abzuschließen,welche mindestens die ggf. entstehenden Entsorgungskosten im Falle eines Bran-des beinhaltet. Der Verein bietet eine Laubenversicherung über den Kleingartenver-sicherungsdienst  (KVD) an.  Bei Abschluss einer  Versicherung bei  einer anderenGesellschaft ist ein jährlicher Nachweis über das Bestehen der Versicherung unddes Versicherungsschutzes zu erbringen.5. Mitglieder können auch solche Personen werden und bleiben, welche das Kleingar-tenwesen fördern und unterstützen wollen oder sich um das Kleingartenwesen be-sondere Verdienste erworben haben.§ 4Beendigung der Mitgliedschaft1. Die Mitgliedschaft ist nicht vererblich oder übertragbar. Sie endet mit Tod, Austrittoder Ausschluss des Mitgliedes.2. Der Austritt aus dem Verein kann nur zum Schluss eines Geschäftsjahres erfolgenund muss spätestens bis  zum 3.  Werktag im Juni  erklärt  werden.  Kündigungennach diesem Termin müssen begründet sein und können vom Vorstand in Ausnah-mefällen genehmigt werden. Die Austrittserklärung muss schriftlich erfolgen. 3



3. Der Ausschluss eines Mitgliedes aus dem Verein kann nur erfolgen, wenn ein ihmrechtfertigender in der Ausschlussordnung aufgeführter Tatbestand gegeben ist.4. Bei Beendigung der Mitgliedschaft verliert  das ausscheidende Mitglied jedes An-recht auf das Vereinsvermögen. § 5OrganeOrgane des Vereins sind:a) die Mitgliederversammlung (§ 6)b) der Vorstand (§ 7)c) der erweiterte Vorstand (§ 8)d) die Anlagenversammlung (§ 9) § 6Die Mitgliederversammlung1. Bei der Mitgliederversammlung wird unterschieden:die Jahresmitgliederversammlungdie außerordentliche Mitgliederversammlung2. Die Jahresmitgliederversammlung hat in der Regel in den Monaten Januar bis Märzstattzufinden. Eine spätere Durchführung soll nur in Ausnahmefällen und nur auswichtigem Grunde stattfinden. Außerordentliche Mitgliederversammlungen könnenvom Vorstand einberufen werden, wenn er dieses für notwendig hält. Er ist zur Ein-berufung einer außerordentlichen Mitgliederversammlung verpflichtet, wenn wichti-ge Beschlüsse gefasst werden sollen, die an sich der Jahresmitgliederversammlungobliegen, aber keinen Aufschub dulden oder wenn 1/10 der Mitglieder die Einberu-fung unter Angabe der Tagesordnungs-Punkte beantragen.3. Der Jahresmitgliederversammlung obliegen insbesondere:a) die Entgegennahme des Jahresberichtes, des Kassenberichtes und des Revisi-onsberichtes,b) die Entlastung des Vorstandes,c) die Beschlussfassung über Beiträge, Erhebung von Umlagen - die den gesam-ten Verein oder nur einzelne Anlagen betreffen -, Verwertung und Anlegung desVereinsvermögens sowie Aufnahme von Darlehen,d) die Genehmigung des Haushaltsvoranschlages,e) die  Wahlen des  Vorstandes,  des erweiterten Vorstandes,  der  Revisoren,  derSchiedsstelle, der Ausschüsse und weiterer Mitarbeiter.4. Die Mitgliederversammlungen sind beschlussfähig, wenn sie satzungsgemäß ein-berufen worden sind. Die Einladungen zu Mitgliederversammlungen ergehen mit ei-ner Frist von 14 Tagen unter Mitteilung der Tagesordnung. Die Einberufung der Mit-gliederversammlung erfolgt durch Aushang und durch Einstellung im Internetauftrittdes Vereins unter „https://kgv-hassee.de/jahresmitgliederversammlung/“.5. Jedes Mitglied hat in der Versammlung eine Stimme. Vertretung oder Übertragungdes Stimmrechts sind ausgeschlossen. 4



6. Bei Beschlussfassung sind folgende Stimmenmehrheiten erforderlich:a) eine 3/4 - Mehrheit der abgegebenen Ja/Nein-Stimmen bei Satzungsänderun-gen, bei der Auflösung des Vereins gilt § 16.b) eine 2/3 - Mehrheit der abgegebenen Ja/Nein-Stimmen bei vorzeitiger Abberu-fung eines Vorstandsmitgliedes (§7 und 8)c) eine einfache Mehrheit der abgegebenen Ja/Nein-Stimmen in allen anderen Fäl-len. Stimmengleichheit gilt als Ablehnung des Antrages.7. Anträge für die Mitgliederversammlung sind spätestens sieben Tage vor der Ver-sammlung  beim  Vorstand  mit  schriftlicher  Begründung  einzureichen.  verspäteteoder während der  Versammlung eingebrachte Anträge bedürfen einer  Unterstüt-zung von 1/5 der anwesenden Mitglieder. Ausgeschlossen sind jedoch Anträge, dieder 2/3- oder 3/4- Mehrheit bedürfen8. Es ist über jede Versammlung eine Niederschrift zu fertigen, die spätestens 30 Tagenach der Versammlung in Reinschrift vom Vorsitzenden und dem Schriftführer oderdem Verfasser der Niederschrift unterzeichnet vorliegen muss. Sämtliche Abstim-mungsergebnisse sind zahlenmäßig festzuhalten. Die Niederschrift ist in der nächs-ten Mitgliederversammlung zu genehmigen.§ 7Der Vorstand1. Der Vorstand besteht aus:a) dem Vorsitzendenb) dem stellvertretenden Vorsitzenden, der zugleich Schriftführer istc) dem Rechnungsführer.Er ist Vorstand im Sinne des § 26 BGB. Die Vorstandsmitglieder müssen Vereins-mitglieder (§ 3) sein. Jede Änderung in der Zusammensetzung des Vorstandes istunverzüglich beim zuständigen Amtsgericht zur Eintragung anzumelden.2. Je 2 Mitglieder des Vorstandes vertreten gemeinschaftlich den Verein nach außen.Für bestimmte Angelegenheiten können sie anderen Personen schriftlich Vollmachterteilen. Zur Überwachung der Angelegenheit bleiben sie jedoch verpflichtet.3. Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung für 3 Jahre gewählt. Die Amts-dauer des Vorstandes läuft solange, bis ein neuer Vorstand durch eine Mitglieder-versammlung ordnungsgemäß gewählt ist und das Amt angenommen hat. Bei jederJahresmitgliederversammlung  scheidet  ein  Drittel  der  Mitglieder  des  Vorstandesaus. Ihre Wiederwahl ist zulässig. Jedes Vorstandsmitglied kann durch Beschlussder Mitgliederversammlung, mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenenJa/Nein-Stimmen, vorzeitig abberufen werden Die Abberufung ist in der Einladungzur Versammlung anzukündigen. Für Vorstände und einzelne Vorstandmitglieder,die während ihrer Amtsdauer ausscheiden, sind in einer außerordentlichen Mitglie-derversammlung Ersatzwahlen für den Rest der Amtsdauer vorzunehmen, falls inder Zeit  bis zur nächsten Jahresmitgliederversammlung wichtige Beschlüsse ge-fasst werden müssen.4. Der Vorstand führt die Geschäfte des Vereins. 5



5. Der Vorstand entscheidet über die Vergabe von Gartenparzellen.6. Der Vorsitzende, bei seiner Verhinderung der stellvertretende Vorsitzende, beruftdie Mitgliederversammlung, die Sitzungen des Vorstandes, des erweiterten Vorstan-des und die Anlagenversammlung ein und leitet sie.7. Der Vorstand ist nach Bedarf oder auf Antrag von 2 seiner Mitglieder einzuberufen.Die Einladung muss mit einer Frist von mindestens 7 Tagen unter Bekanntgabe derTagesordnung erfolgen. Er ist beschlussfähig bei Anwesenheit von 2 Vorstandsmit-glieder, darunter des Vorsitzenden oder des stellvertretenden Vorsitzenden. Bei derBeschlussfassung  entscheidet  die  Stimmenmehrheit  der  anwesenden Mitglieder.Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden, bei seiner Verhin-derung die des stellvertretenden Vorsitzenden. Auch ohne Zusammenkunft ist einBeschluss gültig, wenn ihm alle Mitglieder des Vorstandes schriftlich zustimmen.8. Über jede Sitzung ist eine Niederschrift zu fertigen. Aus dieser Niederschrift müssendie gefassten Beschlüsse, die genauen Abstimmungsergebnisse sowie die nament-liche Angabe der anwesenden Personen zu ersehen sein. Die Niederschriften sindvom Vorsitzenden und vom Schriftführer zu unterzeichnen; sie müssen 30 Tagenach der  Sitzung in Reinschrift  vorliegen und sind allen Vorstandsmitgliedern inKopie zuzustellen. Die Niederschriften sollen bei der nächsten Sitzung genehmigtwerden.9. Die Vorstandmitglieder sind grundsätzlich ehrenamtlich tätig. Neben dem Ersatz tat-sächlich entstandener Aufwendungen z.B. (Telefon und Fahrkosten) sind auch Tä-tigkeitsvergütungen an Vorstandsmitglieder in angemessener Höhe zulässig. Überdie Höhe der Tätigkeitsvergütungen entscheidet die Mitgliederversammlung.10.Bei Vorfall eines wichtigen Grundes und auf Antrag von 2 Mitgliedern des erweiter-ten Vorstandes mit Angabe des Tagesordnungspunktes ist der Vorstand verpflichtet,innerhalb von 7 Tagen eine erweiterte Vorstandssitzung einzuberufen. Die Sitzungist beschlussfähig, wenn 2/3 des Gesamtvorstandes anwesend sind. Dieses Gremi-um ist außerdem berechtigt, umgehend eine fristgerechte außerordentliche Mitglie-derversammlung einzuberufen. § 8Der erweiterte Vorstand1. Der erweiterte Vorstand besteht aus dem Vorstand, dem Fachberater und mindes-tens 2 Beisitzern, bei mehr als 300 Mitgliedern erhöht sich die Anzahl für je 200 Mit-glieder um 1 Beisitzer. Für die Wahl des Fachberaters und der Beisitzer, die Amts-dauer, das Ausscheiden, die Ab-, Wieder- und Ersatzwahl gelten die Bestimmungenfür den Vorstand (s. § 7 Nr. 3).2. Der Leiter einer Schreberjugendgruppe ist in Jugendfragen beratendes Mitglied deserweiterten Vorstandes.3. Der erweiterte Vorstand wird nach Bedarf, mindestens aber jeden 2. Monat im Jahrvon einem Vorstandsmitglied einberufen. Für die Einladung gilt § 7 Nr. 2 Satz 2.4. Dem erweiterten Vorstand sind alle Fragen von grundsätzlicher Bedeutung vor end-gültigem Entscheid durch den Vorstand vorzulegen. Ihm obliegt insbesondere: 6



a) die Entgegennahme der Berichte über besondere Geschäftsvorgänge, der Be-richt über die Kassenlage sowie Beschlussfassung hierüber;b) die Genehmigung von Überschreitungen einzelner Positionen des Haushaltsvor-anschlages, soweit eine gegenseitige Deckungsfähigkeit nicht gegeben ist;c) Beschlussfassung  über  die  der  Mitgliederversammlung vorzulegende Jahres-rechnung nebst Jahresbericht für das abgelaufene Geschäftsjahr;d) die vorläufige Festsetzung des Voranschlages für das neue Geschäftsjahr, vor-behaltlich späterer Genehmigung durch die Mitgliederversammlung;e) die Bestätigung der Beschlüsse der Anlagenversammlung über die Erhebungvon Umlagen.5. Der erweiterte Vorstand ist beschlussfähig, wenn die Hälfte seiner Mitglieder anwe-send ist, darunter ein Mitglied des Vorstandes. lm übrigen gilt § 7 Nr. 7 Satz 4 -6.6. § 7 Nr. 8 und 9 gilt entsprechend. § 9Die Anlagenversammlung1. ln Vereinen, die mehrere Gartenanlagen (Kolonien,  Koppeln pp.)  bewirtschaften,hält jede Anlage nach Bedarf - mindestens einmal jährlich - eine Anlagenversamm-lung ab. Für jede Gartenanlage wird durch die Anlagenversammlung ein Obmanngewählt. § 7 Ziffer 3 und 9 gelten sinngemäß. Dieser führt die Aufsicht in der Gar-tenanlage und vertritt den Vorstand bei der Durchführung der Beschlüsse. SeinenAnordnungen ist bis zu einer anderen Entscheidung durch den Vorstand Folge zuleisten. In größeren Anlagen können zusätzlich zum Obmann zu seiner Unterstüt-zung Vertrauensleute gewählt werden.2. Der Anlagenversammlung obliegen:die Beschlüsse über die Belange der Anlage, d.h. es dürfen nur Beschlüsse gefasstwerden, die die Ordnung und Gemeinschaftsarbeit innerhalb der Anlagen betreffen;die Beschlüsse über die Erhebung von Umlagen, die die Anlage betreffen; dieseBeschlüsse bedürfen jedoch der Bestätigung durch den erweiterten Vorstand (§ 8Nr. 4 e).3. Zur Beschlussfassung genügt in allen Fällen die einfache Mehrheit.4. Für  die  Einberufung,  Beschlussfähigkeit,  Versammlungsleitung  und  Protokollfüh-rung, gelten sinngemäß die Formvorschriften für Mitgliederversammlungen.5. Die Niederschriften werden vom Vorstand in Verwahrung genommen.6. Der Vorstand und der Obmann überwachen die Einhaltung der Gartenordnung unddie Durchführung der Anlagenbeschlüsse.7. Der Obmann führt eine Liste über die abzuleistende Gemeinschaftsarbeit und istdem Vorstand gegenüber zur Berichterstattung verpflichtet, falls seine Mahnungenbei Verstößen gegen die Gartenordnung oder die Bestimmungen über die Ableis-tung von Gemeinschaftsarbeiten erfolglos bleiben; hierbei ist § 11 der Satzung zubeachten. 7



§ 10Die Schiedsstelle1. Die Aufgabe der Schiedsstelle ist es, Streitigkeiten, die sich aus der Vereinssatzungund der Garten-Ordnung ergeben, zwischen dem Verein und einzelnen Mitgliedernoder von Mitgliedern untereinander zu schlichten. Vor Anrufung der Schiedsstelle istbei Streitigkeiten zwischen Mitgliedern der geschäftsführende Vorstand vermittelndeinzuschalten.2. Die Schiedsstelle besteht einschließlich ihres Vorsitzenden aus drei Vereinsmitglie-dern mit je einem Vertreter, die von der Mitgliederversammlung für 3 Jahre zu wäh-len sind.  Die  Mitglieder  der  Schiedsstelle  wählen  ihren  Vorsitzenden und einenStellvertreter selbst.3. Die Schiedsstelle hört die Beteiligten und hat zunächst auf einen gütlichen Aus-gleich  zwischen  den  Beteiligten  hinzuwirken.  Es  ist  Sache  der  Beteiligten,  denStreitstoff erschöpfend darzulegen sowie Zeugen und Beweismaterial zu benennen.Bei Streitigkeiten zwischen Mitgliedern ist der Vorstand zu dem Streit zu hören.4. Misslingt eine Schlichtung, so entscheidet die Schiedsstelle.5. Die Schiedsstelle entscheidet mit Stimmenmehrheit. Die Entscheidung ist schriftlichniederzulegen und den Beteiligten bekanntzugeben.6. Über jede Verhandlung ist eine Niederschrift zu fertigen.7. Durch die vorgenannte Entscheidung wird der ordentliche Rechtsweg nicht ausge-schlossen.  8. lm übrigen ist die Ausschlussordnung zu § 4 Abs. 3 dieser Satzung anzuwenden.§ 11Besondere Pflichten der MitgliederDie Mitglieder haben die im Bundeskleingartengesetz, der Gartenordnung und der Brauch-wasserordnung aufgezählten Pflichten der Kleingärtner zu erfüllen. Sie haben insbesonde-re ohne Anspruch auf Bezahlung an den von Vorstand oder von der Anlagenversammlungbeschlossenen gemeinschaftlichen Arbeiten zur Errichtung, Erhaltung, Veränderung oderBeseitigung von Einrichtungen für die Kleingärtner teilzunehmen. Derjenige, der an diesengemeinschaftlichen Arbeiten nicht teilnimmt, hat einen Ersatzmann zu stellen oder für jedeangesetzte  Gemeinschaftsarbeit  einen  Ausgleichsbetrag  an  den Verein  zu zahlen.  DieHöhe des Ausgleichsbetrages für jede versäumte Stunde Gemeinschaftsarbeit beschließtdie Jahresmitgliederversammlung. § 12Beitrags-, Kassen- und Rechnungswesen1. Die Jahresbeiträge setzt die Jahresmitgliederversammlung fest. Beitrags-, Pacht-und Umlage- und sonstige Zahlungsverpflichtungen gegenüber dem Verein  sind8



grundsätzlich Bringschulden. Die Höhe und Fälligkeitstermine richten sich nach denBeschlüssen der Mitgliederversammlung.2. Alle Ein- und Auszahlungen sind von zwei Vorstandsmitgliedern zu unterschreiben.Die Anweisung an den Rechnungsführer zur Zahlung ist nur durch den Vorsitzen-den, bei seiner Verhinderung durch seinen Stellvertreter zu unterschreiben.3. Der gesamte Zahlungsverkehr des Vereins ist möglichst bargeldlos abzuwickeln. Zudiesem Zweck hat der Verein ein Konto einzurichten und alle eingehenden Gelderumgehend dort einzuzahlen.4. Der Rechnungsführer  hat  die Kontrolle über  alle Einnahmen und Ausgaben desVereins zu führen (Kassenführung).  Er ist  dem Vorstand gegenüber für  die ord-nungsgemäße Kassen- und Buchführung verantwortlich. Der Geschäftsverkehr desVereins  richtet  sich  im  übrigen  nach  der  vom  Vorstand  herausgegebenen  Ge-schäftsanweisung.5. Von der Mitgliederversammlung werden alljährlich 2 Vereinsrevisoren und 1 Ersatz-mann gewählt.  Die Revisoren haben die Kassenführung mindestens zweimal imJahr zu prüfen, wovon eine Prüfung unvermutet sein sollte. Die Revisoren arbeitenunabhängig vom Vorstand und sind nur der Mitgliederversammlung gegenüber ver-antwortlich. Ihre Arbeit soll sich nicht nur auf die Prüfung der rechnerischen Richtig-keit der Kassenführung beschränken, sondern sie sollen auch darauf achten, dassdie Grundsätze einer sparsamen Geschäftsführung eingehalten werden. Ihnen sindzu diesem Zweck alle Unterlagen vorzulegen. Über die Prüfung ist eine Nieder-schrift zu fertigen, die von den Revisoren und dem Rechnungsführer zu unterzeich-nen und unverzüglich über den Vorsitzenden, bei  seiner Verhinderung über denStellvertreter, dem Vorstand vorzulegen ist.6. Zu Beginn eines jeden Geschäftsjahres hat  der Vorstand einen Haushaltsvoran-schlag aufzustellen, in dem sämtliche Ausgaben durch zu erwartende Einnahmengedeckt sind. Dieser Voranschlag bedarf der vorläufigen Bestätigung durch den er-weiterten Vorstand (§ 8 Nr. 4b ) und gilt bis zur endgültigen Bestätigung oder Abän-derung durch die Jahres-Mitgliederversammlung.§ 13GeschäftsjahrDas Geschäftsjahr des Vereins läuft vom 1. Januar bis 31. Dezember.§ 14Satzungsänderungen1. Über Satzungsänderungen kann nur eine Mitgliederversammlung mit der in § 6 Nr.6a festgesetzten Mehrheit beschließen.2. Der erweiterte Vorstand ist ermächtigt, Satzungsänderungen redaktioneller Art odervom Registergericht bzw. der Aufsichtsbehörde geforderte unwesentliche Änderun-gen und Ergänzungen der Satzung selbständig vorzunehmen. 9



§ 15Austritt aus der übergeordneten OrganisationDer Austritt aus dem Kreisverband oder sonstigen übergeordneten Organisationen erfolgt durch Beschluss der Mitgliederversammlung. Für den Beschluss ist eine einfache Mehrheit (§ 6 Nr. 6 c) erforderlich. § 16Auflösung1. Die  Auflösung  des  Vereins  kann  nur  von  einer  außerordentlichen  Mitgliederver-sammlung beschlossen werden, die hierzu besonders einzuberufen ist.2. Für den Auflösungsbeschluss ist  eine 3/4 -  Mehrheit  der  abgegebenen Ja/Nein-Stimmen erforderlich (§ 6 Nr. 6a).3. Durch den Auflösungsbeschluss wird der bisherige Vorstand abberufen.4. Zu Liquidatoren sind 2 Vereinsmitglieder mit einfacher Mehrheit zu wählen; bisheri-ge Vorstandmitglieder können auch zu Liquidatoren gewählt werden.5. Die Auflösung und Liquidation des Vereins sind durch die Liquidatoren beim zustän-digen Registergericht über einen Notar anzuzeigen.6. Die Liquidatoren haben alle Forderungen des Vereins einzuziehen und alle Verbind-lichkeiten des Vereins zu begleichen. Bei Auflösung des Vereins, oder bei Wegfallsteuerbegünstigter Zwecke, fällt das Vermögen an eine durch Beschluss der Mit-gliederversammlung zu bestimmende juristische Person, deren Zweck die Förde-rung des Kleingartenwesens ist und das Vermögen unmittelbar und ausschließlichfür gemeinnützige Zwecke zu verwenden hat.
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